
Neue ehegüter- und erbrechtliche Bestimmungen ab 1. Januar 2023 

 

Bisherige Bestimmungen  Neue Bestimmungen 
   

B. Güterrecht und Erbrecht  B. Güterrecht und Erbrecht 
Art. 120  Art. 120 
1 Für die güterrechtliche 
Auseinandersetzung gelten die 
Bestimmungen über das Güterrecht. 

 1 Für die güterrechtliche 
Auseinandersetzung gelten die 
Bestimmungen über das Güterrecht. 

2 Geschiedene Ehegatten haben 
zueinander kein gesetzliches Erbrecht und 
können aus Verfügungen von Todes 
wegen, die sie vor der Rechtshängigkeit 
des Scheidungsverfahrens errichtet haben, 
keine Ansprüche erheben. 

 2 Geschiedene Ehegatten haben 
zueinander kein gesetzliches Erbrecht.  
3 Unter Vorbehalt einer abweichenden 
Anordnung können Ehegatten keine 
Ansprüche aus Verfügungen von Todes 
wegen erheben: 
1. nach der Scheidung; 
2. nach dem Tod eines Ehegatten 
während eines Scheidungsverfahrens, das 
den Verlust des Pflichtteilsanspruchs des 
überlebenden Ehegatten bewirkt. 

 
2. Nach Vertrag 

  
2. Nach Vertrag 

a. Im Allgemeinen  a. Im Allgemeinen 
Art. 216  Art. 216 
1 Durch Ehevertrag kann eine andere 
Beteiligung am Vorschlag vereinbart 
werden. 

 1 Durch Ehevertrag kann eine andere 
Beteiligung am Vorschlag vereinbart 
werden. 

2 Solche Vereinbarungen dürfen die 
Pflichtteilsansprüche der 
nichtgemeinsamen Kinder und deren 
Nachkommen nicht beeinträchtigen. 

 2 Die über die Hälfte hinaus zugewiesene 
Beteiligung am Vorschlag wird bei der 
Berechnung der Pflichtteile des 
überlebenden Ehegatten oder 
eingetragenen Partners, der gemeinsamen 
Kinder und deren Nachkommen nicht 
hinzugerechnet. 

  3 Eine solche Vereinbarung darf die 
Pflichtteilsansprüche der 
nichtgemeinsamen Kinder und deren 
Nachkommen nicht beeinträchtigen. 

 
b. Bei Scheidung, Trennung, 
Ungültigerklärung der Ehe oder 
gerichtlicher Gütertrennung 

  
b. Bei Scheidung, Trennung, 
Ungültigerklärung der Ehe oder 
gerichtlicher Gütertrennung 

Art. 217  Art. 217 
Bei Scheidung, Trennung, 
Ungültigerklärung der Ehe oder 
gerichtlicher Anordnung der 
Gütertrennung gelten Vereinbarungen 
über die Änderung der gesetzlichen 
Beteiligung am Vorschlag nur, wenn der 
Ehevertrag dies ausdrücklich vorsieht. 

 Bei Scheidung, Trennung, 
Ungültigerklärung der Ehe oder 
gerichtlicher Anordnung der 
Gütertrennung gelten Vereinbarungen 
über die Änderung der gesetzlichen 
Beteiligung am Vorschlag nur, wenn der 
Ehevertrag dies ausdrücklich vorsieht. 



  2 Dies gilt auch bei Auflösung des 
Güterstands durch Tod, wenn ein 
Scheidungsverfahren hängig ist, das den 
Verlust des Pflichtteilsanspruchs des 
überlebenden Ehegatten bewirkt.  

 
VI. Teilung 

  
VI. Teilung 

1. Bei Tod oder Vereinbarung eines 
andern Güterstandes 

 1. Bei Tod oder Vereinbarung eines 
andern Güterstandes 

Art. 241  Art. 241 
1 Wird die Gütergemeinschaft durch Tod 
eines Ehegatten oder durch Vereinbarung 
eines andern Güterstandes aufgelöst, so 
steht jedem Ehegatten oder seinen Erben 
die Hälfte des Gesamtgutes zu. 

 1 Wird die Gütergemeinschaft durch Tod 
eines Ehegatten oder durch Vereinbarung 
eines andern Güterstandes aufgelöst, so 
steht jedem Ehegatten oder seinen Erben 
die Hälfte des Gesamtgutes zu. 

2 Durch Ehevertrag kann eine andere 
Teilung vereinbart werden. 

 2 Durch Ehevertrag kann eine andere 
Teilung vereinbart werden. 

3 Solche Vereinbarungen dürfen die 
Pflichtteilsansprüche der Nachkommen 
nicht beeinträchtigen. 

 3 Solche Vereinbarungen dürfen die 
Pflichtteilsansprüche der Nachkommen 
nicht beeinträchtigen. 

  4 Unter Vorbehalt einer abweichenden 
Anordnung im Ehevertrag gelten die 
Vereinbarungen über eine andere Teilung 
im Todesfall nicht, wenn ein 
Scheidungsverfahren hängig ist, das den 
Verlust des Pflichtteilsanspruchs des 
überlebenden Ehegatten bewirkt. 

 
Zweiter Abschnitt: Die Verfügungsfreiheit 

  
Zweiter Abschnitt: Die Verfügungsfreiheit 

A. Verfügbarer Teil  A. Verfügbarer Teil 
I. Umfang der Verfügungsbefugnis  I. Umfang der Verfügungsbefugnis 
Art. 470  Art. 470 
1 Wer Nachkommen, Eltern, den 
Ehegatten, eine eingetragene Partnerin 
oder einen eingetragenen Partner 
hinterlässt, kann bis zu deren Pflichtteil 
über sein Vermögen von Todes wegen 
verfügen. 

2 Wer keine der genannten Erben 
hinterlässt, kann über sein ganzes 
Vermögen von Todes wegen verfügen. 

 1 Wer Nachkommen, den Ehegatten, die 
eingetragene Partnerin oder den 
eingetragenen Partner hinterlässt, kann bis 
zu deren Pflichtteil über sein Vermögen 
von Todes wegen verfügen. 
 
2 Wer keine der genannten Erben 
hinterlässt, kann über sein ganzes 
Vermögen von Todes wegen verfügen. 

 
II. Pflichtteil 

  
II. Pflichtteil 

Art. 471  Art. 471 
Der Pflichtteil beträgt: 
 
1. für einen Nachkommen drei Viertel des 
gesetzlichen Erbanspruches; 
 
2. für jedes der Eltern die Hälfte; 
 

 Der Pflichtteil beträgt die Hälfte des 
gesetzlichen Erbanspruchs. 



3. für den überlebenden Ehegatten, die 
eingetragene Partnerin oder den 
eingetragenen Partner die Hälfte. 
 
 

  
III. Verlust des Pflichtteilsanspruchs im 
Scheidungsverfahren 

  Art. 472 
  1 Ist beim Tod des Erblassers ein 

Scheidungsverfahren hängig, so verliert der 
überlebende Ehegatte seinen 
Pflichtteilanspruch, wenn:  

1. das Verfahren auf gemeinsames 
Begehren eingeleitet oder nach 
den Vorschriften über die 
Scheidung auf gemeinsames 
Begehren fortgesetzt wurde; oder 

2. die Ehegatten mindestens zwei 
Jahre getrennt gelebt haben. 

2 In einem solchen Fall gelten die 
Pflichtteile, wie wenn der Erblasser nicht 
verheiratet wäre. 

3 Die Absätze 1 und 2 gelten bei Verfahren 
zur Auflösung einer eingetragenen 
Partnerschaft sinngemäss. 

 
IV. Begünstigung des Ehegatten 

  
IV. Nutzniessung 

Art. 473  Art. 473 
1 Der Erblasser kann dem überlebenden 
Ehegatten durch Verfügung von Todes 
wegen gegenüber den gemeinsamen 
Nachkommen die Nutzniessung an dem 
ganzen ihnen zufallenden Teil der Erbschaft 
zuwenden. 
2 Diese Nutzniessung tritt an die Stelle des 
dem Ehegatten neben diesen 
Nachkommen zustehenden gesetzlichen 
Erbrechts. Neben dieser Nutzniessung 
beträgt der verfügbare Teil einen Viertel 
des Nachlasses. 
3 Im Falle der Wiederverheiratung entfällt 
die Nutzniessung auf jenem Teil der 
Erbschaft, der im Zeitpunkt des Erbganges 
nach den ordentlichen Bestimmungen über 
den Pflichtteil der Nachkommen nicht 
hätte mit der Nutzniessung belastet 
werden können. 

 1 Unabhängig von einer allfälligen 
Verfügung über den verfügbaren Teil kann 
der Erblasser dem überlebenden 
Ehegatten, der überlebenden 
eingetragenen Partnerin oder dem 
eingetragenen Partner durch Verfügung 
von Todes wegen gegenüber den 
gemeinsamen Nachkommen die 
Nutzniessung am ganzen ihnen zufallenden 
Teil der Erbschaft zuwenden. 
2 Diese Nutzniessung tritt an die Stelle des 
dem Ehegatten, der eingetragenen 
Partnerin oder dem eingetragenen Partner 
neben diesen Nachkommen zustehenden 
gesetzlichen Erbrechts. Neben dieser 
Nutzniessung beträgt der verfügbare Teil 
die Hälfte des Nachlasses. 
3 Heiratet der überlebende Ehegatte 
wieder oder begründet er eine 
eingetragene Partnerschaft, so entfällt die 
Nutzniessung auf jenem Teil der Erbschaft, 
der im Zeitpunkt des Erbgangs nach den 
ordentlichen Bestimmungen über den 
Pflichtteil der Nachkommen nicht hätte mit 
der Nutzniessung belastet werden können. 
Diese Bestimmung gilt sinngemäss, wenn 



die überlebende eingetragene Partnerin 
oder der überlebende eingetragene 
Partner eine neue eingetragene 
Partnerschaft begründet oder heiratet. 

 
3. Versicherungsansprüche 

  
3. Versicherung und gebundene 
Selbstvorsorge 

Art. 476  Art. 476 
Ist ein auf den Tod des Erblassers gestellter 
Versicherungsanspruch mit Verfügung 
unter Lebenden oder von Todes wegen 
zugunsten eines Dritten begründet oder 
bei Lebzeiten des Erblassers unentgeltlich 
auf einen Dritten übertragen worden, so 
wird der Rückkaufswert des 
Versicherungsanspruches im Zeitpunkt des 
Todes des Erblassers zu dessen Vermögen 
gerechnet. 

 1 Ist ein auf den Tod des Erblassers 
gestellter Versicherungsanspruch, 
einschliesslich eines solchen Anspruchs aus 
der gebundenen Selbstvorsorge, mit 
Verfügung unter Lebenden oder von Todes 
wegen zugunsten eines Dritten begründet 
oder bei Lebzeiten des Erblassers 
unentgeltlich auf einen Dritten übertragen 
worden, so wird der Rückkaufswert des 
Versicherungsanspruchs im Zeitpunkt des 
Todes des Erblassers zu dessen Vermögen 
hinzugerechnet. 
2 Ebenfalls zum Vermögen des Erblassers 
hinzugerechnet werden Ansprüche von 
Begünstigten aus der gebundenen 
Selbstvorsorge des Erblassers bei einer 
Bankstiftung. 

 
H. Erbverträge 

  
H. Erbverträge 

I. Erbeinsetzungs- und Vermächtnisvertrag  I. Erbeinsetzungs- und Vermächtnisvertrag 
Art. 494  Art. 494 
1 Der Erblasser kann sich durch Erbvertrag 
einem andern gegenüber verpflichten, ihm 
oder einem Dritten seine Erbschaft oder 
ein Vermächtnis zu hinterlassen. 
2 Er kann über sein Vermögen frei 
verfügen. 
3 Verfügungen von Todes wegen oder 
Schenkungen, die mit seinen 
Verpflichtungen aus dem Erbvertrag nicht 
vereinbar sind, unterliegen jedoch der 
Anfechtung. 

 1 Der Erblasser kann sich durch Erbvertrag 
einem andern gegenüber verpflichten, ihm 
oder einem Dritten seine Erbschaft oder 
ein Vermächtnis zu hinterlassen. 
2 Er kann über sein Vermögen frei 
verfügen. 
3 Verfügungen von Todes wegen und 
Zuwendungen unter Lebenden, mit 
Ausnahme der üblichen 
Gelegenheitsgeschenke, unterliegen 
jedoch der Anfechtung, soweit sie: 

1. mit den Verpflichtungen aus dem 
Erbvertrag nicht vereinbar sind, 
namentlich wenn sie die 
erbvertraglichen Begünstigungen 
schmälern; und  

2. im Erbvertrag nicht vorbehalten 
worden sind. 

 
B. Herabsetzungsklage 

  
B. Herabsetzungsklage 

I. Voraussetzungen  I. Voraussetzungen 
1. Im Allgemeinen  1. Im Allgemeinen 
Art. 522  Art. 522 



1 Hat der Erblasser seine 
Verfügungsbefugnis überschritten, so 
können die Erben, die nicht dem Werte 
nach ihren Pflichtteil erhalten, die 
Herabsetzung der Verfügung auf das 
erlaubte Mass verlangen. 
2 Enthält die Verfügung Bestimmungen 
über die Teile der gesetzlichen Erben, so 
sind sie, wenn kein anderer Wille des 
Erblassers aus der Verfügung ersichtlich ist, 
als blosse Teilungsvorschriften aufzufassen. 

 1 Die Erben, die dem Werte nach weniger 
als ihren Pflichtteil erhalten, können die 
Herabsetzung der folgenden Erwerbungen 
und Zuwendungen verlangen, bis der 
Pflichtteil hergestellt ist:  

1. der Erwerbungen gemäss der 
gesetzlichen Erbfolge; 

2. der Zuwendungen von Todes 
wegen; 

3. der Zuwendungen unter Lebenden. 
2 Enthält eine Verfügung von Todes wegen 
Bestimmungen über die Teile der 
gesetzlichen Erben, so sind sie als blosse 
Teilungsvorschriften aufzufassen, wenn 
kein anderer Wille des Erblassers aus der 
Verfügung ersichtlich ist.  

 
2. Begünstigung der 
Pflichtteilsberechtigten 

  
2. Pflichtteilsberechtigte 

Art. 523  Art. 523 
Enthält eine Verfügung von Todes wegen 
Zuwendungen an mehrere 
pflichtteilsberechtigte Erben im Sinne einer 
Begünstigung, so findet bei Überschreitung 
der Verfügungsbefugnis unter den 
Miterben eine Herabsetzung im Verhältnis 
der Beträge statt, die ihnen über ihren 
Pflichtteil hinaus zugewendet sind. 

 Bei pflichtteilsberechtigten Erben werden 
Erwerbungen gemäss der gesetzlichen 
Erbfolge und Zuwendungen von Todes 
wegen im Verhältnis der Beträge 
herabgesetzt, die ihren Pflichtteil 
übersteigen. 

 
4. Versicherungsansprüche 

  
4. Versicherung und gebundene 
Selbstvorsorge 

Art. 529  Art. 529 
Versicherungsansprüche auf den Tod des 
Erblassers, die durch Verfügung unter 
Lebenden oder von Todes wegen 
zugunsten eines Dritten begründet oder 
bei Lebzeiten des Erblassers unentgeltlich 
auf einen Dritten übertragen worden sind, 
unterliegen der Herabsetzung mit ihrem 
Rückkaufswert. 

 1 Versicherungsansprüche auf den Tod des 
Erblassers, einschliesslich solcher 
Ansprüche aus der gebundenen 
Selbstvorsorge, die durch Verfügung unter 
Lebenden oder von Todes wegen 
zugunsten eines Dritten begründet oder 
bei Lebzeiten des Erblassers unentgeltlich 
auf einen Dritten übertragen worden sind, 
unterliegen der Herabsetzung mit ihrem 
Rückkaufswert. 
 
2 Ebenfalls der Herabsetzung unterliegen 
Ansprüche von Begünstigen aus der 
gebundenen Selbstvorsorge des Erblassers 
bei einer Bankstiftung. 

 
III. Durchführung 

  
III. Durchführung 

Art. 532  Art. 532 
Der Herabsetzung unterliegen in erster 
Linie die Verfügungen von Todes wegen 
und sodann die Zuwendungen unter 

 1 Der Herabsetzung unterliegen wie folgt 
der Reihe nach, bis der Pflichtteil 
hergestellt ist:  



Lebenden, und zwar diese in der Weise, 
dass die spätern vor den frühern 
herabgesetzt werden, bis der Pflichtteil 
hergestellt ist. 

1. die Erwerbungen gemäss der 
gesetzlichen Erbfolge; 

2. die Zuwendungen von Todes 
wegen; 

3. die Zuwendungen unter Lebenden. 
2 Die Zuwendungen unter Lebenden 
werden wie folgt der Reihe nach 
herabgesetzt:  

1. die der Hinzurechnung 
unterliegenden Zuwendungen aus 
Ehevertrag oder 
Vermögensvertrag; 

2. die frei widerruflichen 
Zuwendungen und die Leistungen 
aus der gebundenen 
Selbstvorsorge, im gleichen 
Verhältnis;  

3. die weiteren Zuwendungen, und 
zwar die späteren vor den 
früheren. 

 


